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Blickpunkt
Es ist fatal, wie leichtfertig der-

zeit wieder über die Altersvorsorge 
von 21 Millionen Rentnerinnen und 
Rentnern diskutiert wird. Dabei hat 
es den Anschein, als betrachteten 
viele das Rentenniveau als flexibel 
verhandelbare Größe. Ganz so, als 
könne man den Anteil des Durch-
schnittslohnes, den Arbeitnehmen-
de nach 45 Beitragsjahren erhalten, 
je nach Haushaltslage mal kürzen, 
mal strecken. Wir wissen doch 
längst: Das Niveau liegt bei nur 
noch knapp 48 Prozent und sinkt 
weiter. Wer hier weitere Senkungen 

ins Spiel bringt, muss den Men-
schen auch ehrlich sagen, dass die 
Folge mehr Altersarmut sein wird 
für alle, die nicht oder kaum privat 
vorsorgen können. Es wäre deshalb 
gut, wenn die eingesetzte Renten-
kommission ihre finalen Vorschläge 
weiter intern ausarbeitete und wie 
versprochen Ende Juni präsentier-
te. Indiskretionen und Durchsickern 
von Informationen führen nur zu 
Verunsicherung. Das betrifft auch 
die aufgeflammte Debatte zur An-
hebung des Rentenalters. Hundert-
tausende Erwerbstätige im Stra-

ßenbau, in Teilen des Handwerks, 
in der Landwirtschaft oder auch im 
Bauwesen können nach 45 Jahren 
körperlicher Anstrengung schlicht 
nicht bis 70 arbeiten! Ziel muss es 
darum sein, dass Arbeitnehmerin-
nen und Arbeitnehmer das Ren-
tenalter gesund erreichen. Dass in 
diesem Kontext immer noch kaum 
jemand den Einbezug von Beamten 
und Beamtinnen in das gesetzliche 
Rentensystem ernsthaft erwägt, ist 
nicht nachvollziehbar.

Michaela Engelmeier 
� SoVD-Vorstandsvorsitzende

Menschen, die im Heim oder zu Hause auf Pflege angewiesen sind, dürften sich von der Politik zusehends im Stich gelassen fühlen.
Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock

Sparmaßnahmen der Bundesregierung zielen auf Pflegebedürftige und Angehörige 

Reform geht zulasten Betroffener
Was bisher über die Pflege-

reform bekannt wurde, klingt 
dramatisch: Die Regierung will 
demnach nicht nur den Zugang 
zu Leistungen erschweren, sie 
setzt auch bei Unterstützungs-
angeboten den Rotstift an und 
kürzt die Rentenansprüche 
pflegender Angehöriger. Davon 
entsetzt zeigte sich die SoVD-
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier. Sie bezeichnete die 
Pläne als einen gravierenden 
Rückschritt und warnte vor einer 
Verschärfung der Pflegekrise.

Bundesgesundheitsministerin 
Nina Warken (CDU) muss sparen 
– nicht nur in der gesetzlichen
Krankenversicherung. Auch in
der sozialen Pflegeversicherung
klafft eine finanzielle Lücke. In
den kommenden zwei Jahren, so
Warken, fehlten dort rund 22,5
Milliarden Euro. Bereits in die-
sem Jahr sei die Zahlungsfähig-
keit der Pflegekassen gefährdet.

Ein entscheidender Grund für 
die gestiegenen Ausgaben liegt 
sicherlich in der Zunahme der 
pflegebedürftigen Menschen. 

Deren Zahl hat sich allein in 
den letzten zehn Jahren verdop-
pelt und liegt aktuell bei sechs 
Millionen. Rund fünf Millionen 
der Betroffenen werden durch 
Angehörige versorgt.

Änderungen bringen
keine Verbesserungen 

Nicht zuletzt vor diesem Hin-
tergrund warnte der SoVD ein-
dringlich vor den Plänen der 
Bundesregierung: Statt Pflege-
bedürftige und ihre Angehöri-
gen endlich wirksam zu entlas-

ten, drohe sich deren Situation 
weiter zu verschlechtern. Die 
SoVD-Vorstandsvorsitzende Mi-
chaela Engelmeier wandte sich 
gegen eine Reform auf Kosten 
der Schwächsten. Sie sagte: 
„Wer Leistungen streckt, Zugän-
ge erschwert und Entlastungen 
verzögert, verschärft die Pflege-
krise weiter.“

Was die Koalition konkret 
vorhat, ist weiterhin unklar. 
Immer wieder wurden Termine 
verschoben, ein Gesetzentwurf 
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Pflegereform geht zulasten Betroffener
Sparmaßnahmen der Bundesregierung zielen auf Pflegebedürftige und Angehörige 

Fortsetzung von Seite 1
liegt bis heute nicht vor. Doch 
Gesundheitsministerin Warken 
selbst kündigte bereits Leis-
tungskürzungen und zusätzli-
che Belastungen an. 

Erschwerter Zugang 
zur Pflegeversicherung

Treffen die bisher bekannt ge-
wordenen Details zu, bekämen 
Pflegebedürftige und Angehö-
rige diese Einschnitte schmerz-
haft zu spüren. Unter anderem 
sollen bei der Begutachtung 
von Pflegebedürftigkeit höhere 
Schwellenwerte gelten, die den 
Zugang zu einem Pflegegrad er-
schweren würden. 

Abstriche drohen auch bei den 
in der vollstationären Pflege 
gezahlten Leistungszuschlägen. 
Diese wurden 2024 eingeführt, 
um Betroffene und deren Fami-
lien vor Pflegearmut zu schüt-
zen. Eine nun möglicherweise 
verzögerte Unterstützung hätte 

hier den gegenteiligen Effekt 
und würde vor allem in den 
ersten Jahren zu noch höheren 
Eigenanteilen führen.

Kürzung der Rentenpunkte
pflegender Angehöriger

Zusätzlich im Gespräch ist 
eine Kürzung der Rentenan-
sprüche von pflegenden An-
gehörigen. Das träfe dann die 
Menschen in Deutschland, die 
täglich den Spagat zwischen 
Erwerbs- und Sorgearbeit hin-
bekommen müssen, um ihnen 
nahestehende Personen zu 
versorgen.  Hierfür hätten sie 
Anerkennung verdient – keine 
zusätzliche Benachteiligung.

Besonders schwer wiegen 
all die Zumutungen jedoch vor 
dem Hintergrund, dass sich 
Bund und Länder weiterhin vor 
der eigenen Verantwortung drü-
cken. Statt versicherungsfrem-
de Leistungen sachgerecht zu 
finanzieren, bedienen sie sich 
aus Mitteln der Pflegeversiche-
rung oder reichen die Rechnung 
direkt an Betroffene weiter. Das 
betrifft Ausgaben zur Corona-
Pandemie ebenso wie Ausbil-
dungs- und Investitionskosten 
in Heimen oder Rentenbeiträge 
für pflegende Angehörige. Eine 
ernst gemeinte Reform würde 
auch diese Punkte aufgreifen.

� Joachim Schöne
Angehörige leisten Unglaubliches: Sie versorgen 86 Prozent aller 
pflegedürftigen Menschen im häuslichen Umfeld.

Foto: Robert Kneschke / Adobe Stock
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am 10. Oktober
Anmeldung ab 
sofort möglich!

Schlag ins Gesicht der Versicherten
Die Bundesregierung will die hohen Ausgaben im Gesundheitssystem bremsen. Zu diesem Zweck brachte die schwarz-rote Koalition 

ein Sparpaket auf den Weg. Dieses sieht neben höheren Zuzahlungen auch Leistungskürzungen vor. Der SoVD bezeichnete die Reform-
pläne daher als einen „Schlag ins Gesicht der Versicherten“. Besonders empört zeigte sich die Vorstandsvorsitzende Michaela Engelmeier 
darüber, dass der Bund weiterhin die Übernahme der Gesundheitskosten von Bürgergeld-Beziehenden ablehnt.

Der von Bundesgesundheits-
ministerin Nina Warken (CDU) 
vorgelegte Entwurf zur Reform 
der gesetzlichen Krankenver-
sicherung stieß vielerorts auf 
Kritik. Nach Überzeugung des 
SoVD würden die Maßnahmen 
vor allem Versicherte unver-
hältnismäßig hoch belasten. 
Bei einem persönlichen Treffen 
mit der Ministerin drängte die 
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier daher auf Nachbes-
serungen.

Kürzung des Krankengeldes 
erst einmal vom Tisch

Wie es aussieht, fand Engel-
meier Gehör. Zumindest will die 
Bundesregierung nun auf die 
geplante Kürzung des Kranken-
geldes verzichten. Die Leistung 
soll erst dann auf das Niveau 
des Arbeitslosengeldes I sinken, 
wenn das Arbeitsverhältnis wäh-

rend des Bezuges von Kranken-
geld endet. Auch der geplante 
Zuschlag für eine ‌beitragsfreie 
Mitversicherung fällt nun wohl 
geringer aus als ursprünglich  
vorgesehen.

In einem anderen, zentralen 
Punkt dagegen zeigt sich die 
Koalition weiterhin nicht zum 
Einlenken bereit. Es geht um 
die seit Jahren strittige Finan-
zierung der Gesundheitskosten 

Bund lässt Krankenkassen auf den Kosten für versicherungsfremde Leistungen sitzen

von Menschen, die Bürgergeld 
beziehen (mehr zum Hintergrund 
im Artikel links auf dieser Seite). 

Was der Bund anbietet, 
ist ein fauler Kompromiss

Die Ausgaben hierfür will 
der Bund den Krankenkassen 
nur schrittweise erstatten. 
Hierfür plant er nun zusätzli-
che Steuermittel in Höhe von 
250 Millionen Euro jährlich ein. 
Gleichzeitig aber kürzt die Re-
gierung den allgemeinen Bun-
deszuschuss an den Gesund-
heitsfonds um zwei Milliarden 
Euro pro Jahr. Dies, so Michaela 
Engelmeier, sei „ein perfider 
Deal zulasten der Solidarge-
meinschaft“. Die Vorstandsvor-
sitzende des SoVD zeigte sich 
empört und sagte, statt seinen 
Aufgaben gerecht zu werden, 
ziehe sich der Bund aus seiner 
Verantwortung zurück.� jos

Bei Medikamenten fällt bald eine höhere Zuzahlung an.
Foto: Gorodenkoff / Adobe Stock

Darum geht‘s beim Bürgergeld 

Staatliche 
Verantwortung

Wer in Deutschland Bürger-
geld bezieht, ist zwar gesetz-
lich krankenversichert, zahlt 
hierfür selbst aber keine Bei-
träge. Weil es sich dabei um 
eine gesamtgesellschaftliche 
Aufgabe handelt, erstattet der 
Staat als Träger der Fürsorge 
pro Person rund 144 Euro als 
monatliche Beitragspauschale. 
Die tatsächlichen Kosten der 
Krankenkassen liegen jedoch 
bei über 400 Euro. Obwohl es 
seine Aufgabe wäre, weigert 
sich der Bund beharrlich, die 
Differenz aus Steuergeldern zu 
erstatten. Die Kassen bleiben 
daher jedes Jahr auf rund zehn 
Milliarden Euro Kosten sitzen, 
für die im Ergebnis die einge-
zahlten Beiträge der gesetzlich 
Versicherten herhalten müssen. 

Gegen diese unzureichende 
Finanzierung der Gesundheits-
kosten beim Bürgergeld hat der 
GKV-Spitzenverband bereits im 
letzten Jahr Klage eingereicht. 
Über diese verhandelt zunächst 
das Landessozialgericht Nord-
rhein-Westfalen. Im Kern strebt 
die Interessenvertretung der 
gesetzlichen Krankenkassen 
aber eine höchstrichterliche 
Entscheidung entweder vor 
dem Bundessozialgericht oder 
dem Bundesverfassungsgericht 
an. Diese sollen darüber befin-
den, ob es zulässig ist, dass sich 
der Staat seine Aufgaben durch 
die Beiträge der gesetzlich 
Versicherten subventionieren 
lässt.� jos Foto: Sascha Pfeiler
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Nach der Eröffnung durch 
Schirmherrin Dagmar Schmidt 
(MdB / SPD und stellvertretende 
Fraktionsvorsitzende) begrüßte 
die SoVD-Vorstandsvorsitzende 
Michaela Engelmeier die Gäste, 
einige davon namentlich, sowie 
die beiden Impulsgeber, Buchau-
tor und ehemaliger Wirtschafts-
journalist Andreas Hoffmann 
und Dr. Rolf Schmachtenberg, 
ehemaliger Staatssekretär im 
Bundesministerium für Soziales 
(BMAS). 

Hierauf stellte Andreas Hoff-
mann gängige Rentenmythen 
auf den Prüfstand. „Wir reden im-
mer über ein System am Rande 
des Zusammenbruchs, das aber 
in Wahrheit sehr stabil ist“, sagte 
er. So sei das Land in den vielen 
Krisen seit 1999 zwar kräftig ge-
altert; die Rentenversicherung 
sei jedoch nicht kollabiert. Im 
Gegenteil: Sie habe an Millionen 
verlässlich ihre Beträge ausge-
zahlt und zudem den Renten-
beitrag von damals 20,3 Prozent 
auf aktuell 18,6 Prozent redu-
ziert. „Und dies, obwohl wir jetzt 
etwa drei Millionen Ruheständ-
ler mehr haben, die im Schnitt 
knapp fünf Jahre länger leben.“

Auch der demografische Wan-
del sei nichts Neues, führte 
Hoffmann aus: „Seit 100 Jahren 
reden uns diverse Experten ein, 
dass wegen der alternden Ge-
sellschaft der Renten-Kollaps 
und der Niedergang des Staates 
bevorstehen. Es begann in der 
Weimarer Republik, ging weiter 
unter Adenauer, Kiesinger, Kohl, 
Schröder, Merkel bis heute zu 
Merz.“ Stets habe es dabei ge-
heißen: „Zu viele Alte, zu wenige 
Junge, das kann nicht funktionie-
ren – es hat aber funktioniert!“ 

Die aktuelle Rentendebatte sei 
geprägt durch Katastrophenrhe-
torik, häufig losgelöst von der 
Faktenlage, so Hoffmann, der für 
sein zu Jahresbeginn erschiene-
nes Buch „Die erfundene Bedro-
hung“ unter anderem viele Sta-
tistiken auswertete. „Wir haben 
seit der Jahrtausendwende sie-
ben Millionen mehr Menschen, 
die in die Rentenkasse einzah-
len. Wir haben nicht weniger 
Erwerbstätige als vor 20 Jahren, 
sondern mehr – derzeit knapp 35 
Millionen!“ 

Es gehe nicht darum, jeglichen 
Reformbedarf zu leugnen, be-
tonte er. Doch sei es wichtig, zu 

unterscheiden, welche Maßnah-
men griffen und welche eben 
nicht. Zur „Rente mit 67“ sagte 
er: „Vom Renteneintrittsalter her 
gesehen hat sie wenig gebracht. 
Die finanziellen Ergebnisse sind 
überschaubar, etwa 3,5 Milliar-
den Euro nach einer Entwick-
lungszeit von acht Jahren. Das 
ist so viel, wie die Rentenversi-
cherung in drei Tagen ausgibt.“ 

Als „Trilogie des Scheiterns“ 
bewertete er die kapitalgedeckte 
Rente. Die meisten hätten abge-
sehen davon gar nicht das Geld, 
privat zu investieren. 

Hoffmann mahnte, dass in 
Deutschland knapp 2,9 Millio-
nen junge Menschen zwischen 
18 und 32 Jahren ohne Ausbil-
dung lebten. „Statt die Gene-
rationen auszuspielen, sollten 
wir hier investieren.“ Hoffmann 
plädierte dafür, das Anliegen für 
mehr soziale Gerechtigkeit nicht 
als Frage zwischen Alt und Jung, 
sondern zwischen Arm und Reich 
zu stellen. „Die alternde Gesell-
schaft ist eine Ausrede!“

Dr. Rolf Schmachtenberg, Wirt-
schaftswissenschaftler und ehe-
maliger Staatssekretär im Bun-
desministerium für Arbeit und 

Am 21. Mai empfing der SoVD-Bundesverband erneut zum Parlamentarischen Frühstück im Bundes-
tag. Im Mittelpunkt der sehr gut besuchten Veranstaltung standen zwei Impulsvorträge zur gesetz-
lichen Rente, die in der – von Untergangsszenarien geprägten – öffentlichen Debatte überwiegend 
schlechter dargestellt wird als sie tatsächlich ist. 

„Die gesetzliche Rente ist faktisch sehr stabil“
Gängige und widerlegbare Rentenmythen waren Thema beim fünften Parlamentarischen Frühstück des SoVD 

Gruppenbild im Anschluss mit Teilnehmenden der Veranstaltung.

V. li.: Bernd Rützel, MdB / SPD sowie Vors. des Ausschusses für 
Arbeit und Soziales, Heike Heubach, MdB / SPD, SoVD-Vorstands-
vorsitzende Michaela Engelmeier und Kerstin Griese, MdB / SPD. 

Der Einladung zum fünften Parlamentarischen Frühstück des SoVD 
folgten zahlreiche Abgeordnete der Regierungsparteien CDU / CSU 
und SPD sowie der Fraktionen der Linken und Bündnis 90 / Die Grünen.

Soziallobbyist Dr. Ulrich Schneider mit Dr. Rolf Schmach-
tenberg, ehemaliger Parl. Staatssekretär im BMAS.

Fabian Müller-Zetzsche, Leiter der Abteilung Sozialpo-
litik im SoVD, mit Dr. Michael Arndt, MdB / Die Linke. 

Schirmherrin Dagmar Schmidt, MdB / SPD und stellv. 
Fraktionsvorsitzende, mit Moderator Peter M. Zernechel.

„Wir deuten Erfolge zur Nieder-
lage um“, mahnte Impulsgeber 
Andreas Hoffmann. 

alle Fotos: Wolfgang Borrs

Soziales (BMAS), gab als zweiter 
Redner in Kürze sieben Antwor-
ten auf Kernfragen zur Finanzie-
rung der Rente. Dabei hob er das 
Modell des öffentlichen Diens-
tes, bei dem der Staat einen er-
heblichen Anteil zur Schließung 
der Lücken in der Alterssiche-
rung leistet, hervor.

Mit dabei waren die MdB Saskia 
Esken (SPD), Lisa Paus (Bündnis 
90 / Die Grünen, Vorsitzende des 
Haushaltsausschusses), Janine 
Wissler (Die Linke), Florian Bi-

lic (CDU), Heike Heubach (SPD), 
Bernd Rützel (SPD, Vorsitzender 
des Ausschusses für Arbeit und 
Soziales), Dirk Wiese (Parla-
mentarischer Geschäftsführer 
SPD-Fraktion), Michael Thews 
(SPD), Kerstin Griese (SPD, Par-
lamentarische Staatssekretärin 
im BMAS) sowie der ehemalige 
Hauptgeschäftsführer des Deut-
schen Paritätischen Wohlfahrts-
verbandes, Ulrich Schneider, und 
SoVD-Bundesrevisor Reinhard 
Meyer.� Veronica Sina
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Zu einem Treffen kamen An-
fang Mai der SoVD und die Ge-
werkschaft ver.di zusammen. 
Michaela Engelmeier empfing 
hierzu Silke Zimmer, Mitglied 
des ver.di-Bundesvorstandes, 
und Karin Schwendler, Leite-

Gemeinsam 
stark für 
Gleichstellung

rin des Bereiches Frauen- und 
Gleichstellungspolitik.

Zentrales Thema bei dem 
Treffen in Berlin war die für 
den 7. Juli geplante gemeinsa-
me Frauen-Alterssicherungs-
konferenz. Diese wird sich zum 
einen kritisch mit den Plänen 
der Bundesregierung für eine 
langfristige Stabilisierung des 
Rentensystems auseinander-
setzen; zum anderen wird sich 
die Konferenz der vorgesehe-
nen Flexibilisierung bei den 
Höchstarbeitszeiten widmen. 
Die Abkehr von der bisherigen 
täglichen Begrenzung zuguns-
ten einer Wochenarbeitszeit 
von maximal 48 Stunden sehen 
SoVD und ver.di kritisch und for-
dern Schutzmechanismen vor 
möglichen Gesundheitsrisiken.

SoVD im Gespräch

Oliver Blatt (Mi.) vertritt die Interessen der gesetzlichen Kranken- 
und Pflegekassen in Deutschland. Über die derzeit diskutierten 
Neuregelungen in diesen Bereichen tauschte er sich mit der SoVD-
Vorstandsvorsitzenden Michaela Engelmeier und dem zuständigen 
SoVD-Referenten Florian Schönberg aus.

Foto: SoVD

Die SoVD-Vorstandsvorsitzen-
de Michaela Engelmeier traf sich 
Mitte Mai zu einem Gespräch 
mit Oliver Blatt, Vorstandsvor-
sitzender des Spitzenverbandes 
der gesetzlichen Kranken- und 
Pflegekassen (GKV-SV). Im Mit-
telpunkt standen dabei die aktu-
ellen Reformen in der Kranken- 
und Pflegeversicherung. 

Einigkeit herrschte zwischen 
beiden Seiten darin, dass der 
Bund endlich seiner Finanzie-
rungsverantwortung bei versi-
cherungsfremden Leistungen 

und gesamtgesellschaftlichen 
Aufgaben nachkommen müsse. 
Zudem seien die Länder im Be-
reich der Pflege gefordert, die 
Investitionskosten zu finanzie-
ren, die sie bisher den Pflege-
bedürftigen in Rechnung stellen.

Austausch zu 
Gesundheit
und Pflege

SoVD beim Europäischen Protesttag
Michaela Engelmeier mit Redebeiträgen zur Behindertenpolitik auf der Demonstration

Auf Schildern und einem großen Transparent waren die SoVD-Forderungen präsent. 
Fotos: Wolfgang Borrs

Etwa 4.500 Menschen beteiligten sich an der Demo anlässlich des Europäischen Protesttages zur Gleichstellung von Menschen mit 
Behinderung in Berlin, mit deutlich sichtbarer Beteiligung des SoVD. Im Mittelpunkt standen die Forderungen nach Verbesserungen 
beim geplanten Behindertengleichstellungsgesetz und die deutliche Ablehnung von Kürzungen bei der Eingliederungshilfe. 

Ein großer, lauter und bunter 
Demonstrationszug beweg-
te sich am Europäischen Pro-
testtag zur Gleichstellung von 
Menschen mit Behinderung am 
5. Mai durch das Zentrum von
Berlin. Bei gutem Wetter ver-
sammelten sich mehrere Tau-
send Demonstrierende, um die
Rechte von Menschen mit Be-
hinderungen einzufordern und
der Politik klarzumachen, dass
Teilhabe ein Menschenrecht
und kein Sparposten ist.

Absage an Einsparungen
bei der Eingliederungshilfe

Der SoVD war mit vielen 
Vertreter*innen des Bundes-
verbandes sowie des Landes-
verbandes Berlin-Brandenburg 
dabei und weithin sichtbar. Auf 
Transparenten und Schildern 
präsentierten die Teilnehmen-
den Forderungen des Ver-
bandes wie „Teilhabe für alle 

sichern!“, „Behindertengleich-
stellungsgesetz ändern!“ und 
„Abbau von Barrieren – jetzt!“.

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier ist 
in diesem Jahr Vorsitzende des 
Sprecherinnenrates des Deut-
schen Behindertenrates (DBR) 
und stand auf dem Lautspre-
cherwagen, der an der Spitze 
des Demonstrationszuges fuhr.

In ihren Ansprachen an die 
Demonstrierenden und Zu-
schauenden stellte sie klare 
Forderungen an die Politik. 
Zum Auftakt erklärte sie: „Die 
Stichworte für heute sind Men-
schenrechte, UN-Behinderten-
rechtskonvention, Teilhabe und 
Barrierefreiheit.“ Später kriti-
sierte sie die Regierungskoali-
tion und forderte, das geplante 
Behindertengleichstellungs-
gesetz (BGG) nachzuschärfen. 
Großen Applaus erhielt sie für 
die Feststellung: „Leistungen 

der Eingliederungshilfe dürfen 
nicht Gegenstand von Sparpo-
litik sein. Sie sind keine freiwil-
ligen Sozialleistungen, sondern 
garantieren grundlegende Teil-

habe an Bildung, Arbeit und ge-
sellschaftlichem Leben.“

Michaela Engelmeier mahnte 
die Politik, Betroffene an politi-
schen Prozessen zu beteiligen, 
anstatt über ihre Köpfe hinweg 
zu entscheiden. 

Abschlusskundgebung mit
Diskussionsrunde 

Zwischen den Redebeiträgen 
sorgte ein DJ mit viel Bass für 
Dynamik und gute Stimmung 
bei den Teilnehmenden.

Am Roten Rathaus, Sitz der 
Berliner Landesregierung und 
Schlusspunkt des Protestzu-
ges, angekommen, fand die Ab-
schlusskundgebung statt. Mi-
chaela Engelmeier übernahm 
dabei gemeinsam mit Dominik 
Peter (Vorstandsvorsitzender 
Der Paritätische Berlin) die 
Moderation. Dabei spielte die 
Debatte rund um das BGG eine 
große Rolle.� Sebastian Triesch

Die Protestzug zog vom Brandenburger Tor zum Roten Rathaus. 

Viel Kritik am Gesetzentwurf

BGG-Lesung 
im Bundestag

Zwei Tage nach dem Euro-
päischen Protesttag fand im 
Bundestag die erste Lesung 
des geänderten Behinderten-
gleichstellungsgesetzes statt. 
Der SoVD hatte den Entwurf im 
Vorfeld scharf kritisiert und Ver-
besserungen angemahnt. 

Oppositionsparteien, Verbän-
de und selbst Vertreter*innen 
der Regierungskoalition wiesen 
auf Schwächen der Gesetzes-
reform hin. Kritikpunkte sind 
fehlende Verpflichtungen für 
Barrierefreiheit in der Privat-
wirtschaft sowie die Verschie-
bung der Frist von Barrierefrei-
heit in Bundesbehörden von 
2035 auf 2045. 

In einem Statement des Deut-
schen Behindertenrates forder-
te die Sprecherinnenratsvorsit-
zende Michaela Engelmeier die 
Abgeordneten auf, wesentliche 
Veränderungen im Gesetzent-
wurf vornehmen, um die Rechte 
von Menschen mit Behinderun-
gen zu stärken. Die Verbändean-
hörung ist für Juni geplant. � str

Michaela Engelmeier kritisierte 
die fehlenden Verbesserungen 
beim BGG. 
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Liebe Mitglieder,

unsere Befragung läuft weiter. Dabei zählt die 
Meinung jedes einzelnen Mitgliedes unserer Ge-
meinschaft von mehr als 635.000 Menschen im 
Sozialverband Deutschland e. V.

Nehmen auch Sie teil und helfen Sie mit, die An-
gebote unseres Verbandes weiterzuentwickeln! 
Wo gibt es Verbesserungspotenziale? Und welche 
Themen wünschen Sie sich verstärkt? 

Gehen Sie hierzu bitte online auf 

oder scannen Sie den QR-Code mit Ihrem Tablet 
oder Smartphone. Sie brauchen Unterstützung? 
Dann melden Sie sich unter umfrage@sovd.de 
oder 030 / 726 222 377.

Die Befragung ist anonym und dauert ca. zehn 
Minuten. Vielen Dank für Ihre Teilnahme! Über 
die Ergebnisse werden wir berichten.

Ihr Vorstand

Ihre Einschätzung 
hilft uns weiter!

für Mitgliederzeitung

MITGLIEDERBEFRAGUNG 2026

Foto: Miljan Živković / Adobe Stock

www.sovd.de/mitgliederbefragung2026
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Am 19. Mai traf sich Michaela 
Engelmeier im Erich-Kuttner-
Haus mit Takis Mehmet Ali. Der 
frühere Bundestagsabgeordne-
te und behindertenpolitische 
Sprecher der SPD-Fraktion ist 
aktuell Sozialdezernent des 
Landschaftsverbandes Westfa-
len-Lippe (LWL). 

Mit Reformen 
Lage nicht  
verschlechtern

Im Gespräch ging es unter 
anderem um die Eingliede-
rungshilfe (EGH). Dieses sozial-
politische Instrument zur Teil-
habesicherung für Menschen 
mit Behinderungen ist aktuell 
aufgrund der Kosten Gegen-
stand der öffentlichen Diskus-
sion. Engelmeier und Mehmet 
Ali waren sich einig: Reformen 
müssen dringend her, diese 
dürfen aber nicht zulasten der 
Leistungen für Menschen mit 
Behinderungen gehen. 

Ein weiteres Thema war der 
weit hinter den Erwartungen 
zurückbleibende Entwurf zum 
Behindertengleichstellungsge-
setz (BGG), der in seiner jetzi-
gen Fassung keine faktischen 
Verbesserungen für Menschen 
mit Behinderungen bringt. 

SoVD im Gespräch

V. li.: Luise Heinz (Stab Sozialdezernat LWL), Takis Mehmet Ali,
SoVD-Referentin Anieke Fimmen und Michaela Engelmeier. 

Foto: SoVD

Die SoVD-Vorstandsvorsit-
zende Michaela Engelmeier 
sprach im Mai mit Elke Grothe-
Kühn, Bundesvorsitzende der 
Evangelischen Kranken- und 
Alten-Hilfe e. V. (eKH). Bei dem 
Treffen ging es insbesondere 
um den Besuchsdienst „Grüne 
Damen und Herren“. 

Das sind seit über 50 Jahren 
ehrenamtliche Helfer*innen, 
die bundesweit kranke, alte und 
einsame Menschen in Kliniken 
und Altenheimen besuchen und 
begleiten. Ihr Markenzeichen 

sind die namensgebenden grü-
nen Kittel. Das Gespräch fand in 
angenehmer Atmosphäre statt 
und ein weiterer Austausch 
wurde vereinbart. 

Gespräch über
„Grüne Damen 
und Herren“

Wohnraum ist in vielen Regionen Deutschlands knapp, bezahl-
barer umso mehr. Doch längst nicht alle Menschen, die in Sozial-
wohnungen leben, sind auf vergünstigte Mieten angewiesen, etwa 
weil sich ihr Einkommen im Laufe der Zeit deutlich erhöht hat. 

Die von der Bundesregierung eingesetzte Mietrechtskommis-
sion debattiert nun über eine sogenannte Fehlbelegungsabgabe, 
wie sie derzeit nur in Hessen erhoben wird. Diese müsste bezahlen, 
wer nicht auf eine Sozialwohnung angewiesen ist, aber dennoch 
darin wohnt. „Wenn Menschen deutlich mehr Geld verdienen als 
zum Zeitpunkt des Einzugs, kann es nicht gerecht sein, dass sie auf 
Dauer von stark subventionierten Mieten profitieren, während an-
dere mit sehr niedrigen Einkommen vergeblich nach einer bezahl-
baren Wohnung suchen“, sagt SoVD-Vorstandsvorsitzende Michae-
la Engelmeier. Wichtig für den SoVD ist dabei, dass jeder dadurch 
eingenommene Euro in den Ausbau von bezahlbarem Wohnraum 
oder in die Refinanzierung neuer Förderprogramme fließt. � str

Fehlbelegungsabgabe 
für Sozialwohnungen?

SoVD: Einnahmen in sozialen Wohnungsbau stecken

Wer einmal in ein Sozialwohnung gezogen ist, zahlt dort eine 
niedrige Miete, selbst wenn das Einkommen deutlich steigt. In der 
Bundesregierung gibt es Überlegungen, das zu ändern. 

Der Bundesrat hat ein Gesetz zur Ausweitung von Lebendnie-
renspenden gebilligt. Damit sollen dringend benötigte Nieren-
transplantationen künftig häufiger möglich werden. Die Neure-
gelung erweitert den Kreis möglicher Spender*innen sowie der 
Empfänger*innen. Künftig entfällt zudem die bisherige Vorgabe, 
wonach eine Lebendspende nur erlaubt ist, wenn kein Organ eines 
verstorbenen Menschen zur Verfügung steht.

Neu ermöglicht werden sogenannte Überkreuzspenden zwi-
schen verschiedenen Spenderpaaren. Dabei kann eine Niere an 
eine*n andere*n kompatible*n Empfänger*in übertragen werden, 
wenn die ursprünglich vorgesehenen Paare medizinisch nicht 
zusammenpassen. Außerdem werden anonyme, uneigennützige 
Spenden erlaubt. Die Organe können dann Personen auf der War-
teliste oder andere nicht kompatible Spenderpaare erhalten. � str

Neuregelungen für  
mehr Nierenspenden 

Vorgaben für Organtransplantationen gelockert

Mehr als 6.000 Menschen in Deutschland warten auf eine Spen-
derniere. Neue Regeln vergrößern nun die Möglichkeiten zur Trans-
plantation etwa durch Überkreuzspenden. 

Rentner*innen und Familien erhalten häufig Wohngeld. Für die 
Beziehenden könnten es im nächsten Jahr Veränderungen geben. 

Foto: simona / Adobbe Stock

Niedrigeres Wohngeld droht
Für Menschen mit niedrigen Einkommen, darunter viele Rentner*innen-Haushalte, ist das Wohngeld 

eine wichtige Stütze, um hohe Wohnkosten besser stemmen zu können. Im Zuge der Haushaltskonso-
lidierung könnte es hier demnächst zu Kürzungen kommen. Konkrete Vorschläge hat das Ministerium 
bisher jedoch noch nicht vorgelegt. 

Das Wohngeld ist eine der 
wichtigsten wohnungspoliti-
schen Transferleistungen für 
Menschen mit niedrigen Ein-
kommen, die keinen Anspruch 
auf Grundsicherung haben oder 
diesen vermeiden wollen. Laut 
Statistischem Bundesamt be-
zogen 2024 rund 1,2 Millionen 
Haushalte Wohngeld. Die öf-
fentlichen Ausgaben lagen bei 
etwa 4,7 Milliarden Euro. Diese 
Kosten könnten zukünftig nied-
riger ausfallen. 

Einsparvorgaben im 
Bundeshaushalt als Auslöser

Hintergrund der aktuellen 
Debatte sind Sparauflagen im 
Bundeshaushalt. Das Bundes-
bauministerium unter Woh-
nungsbauministerin Verena 
Hubertz (SPD) soll demnach im 
nächsten Jahr rund eine Milliar-
de Euro einsparen. Geplant ist 
dafür eine „Neustrukturierung“ 
des Wohngeldes.

Aus dem Ministerium heißt es, 
man wolle die Einsparvorgaben 
umsetzen, ohne die soziale Ziel-
genauigkeit des Instruments 
zu gefährden. Das Wohngeld 
solle weiterhin gerecht aus-
gestaltet bleiben und sich an 
den tatsächlichen Wohnkosten 
orientieren. Konkrete Ände-
rungsideen sind jedoch bislang 
offen und sollen erst im Zuge 
der Haushaltsplanung für 2027 
vorgelegt werden.

Das Wohngeld-Plus-Gesetz 
2023 hat den Kreis der Berech-
tigten deutlich erweitert. Nach 
Angaben des Bundesbaumi-

nisteriums machen Familien 
rund 44 Prozent der Wohn-
geld beziehenden Haushalte 
aus, in etwa 52 Prozent leben 
Rentner*innen.

Warnungen vor Kürzungen
bei Leistungen

Kritik an möglichen Kürzun-
gen kommt insbesondere vom 
Mieterbund. Die Präsidentin des 
Deutschen Mieterbundes, Mela-
nie Weber-Moritz, warnt davor, 
dass Einsparungen nicht zu ei-
ner Absenkung von Leistungen 
oder einer Verschlechterung für 
Anspruchsberechtigte führen 
dürften. Entscheidend sei, dass 
das Wohngeld als eigenständi-
ger Zuschuss erhalten bleibe 
und sich weiterhin an den rea-
len Wohnkosten orientiere.

Im Zuge der Bürgergeldre-
form treten bereits ab Juli 

härtere Regeln bei den Kosten 
der Unterkunft für Grundsiche-
rungsbeziehende in Kraft. Miet-
kosten überimmt das Jobcenter 
dann nur noch bis zu einer An-
gemessenheitsgrenze, darüber 
hinausgehende Kosten müssen 
die Betroffenen selbst aus dem 
Regelsatz entrichten. 

Im Zuge der angepeilten So-
zialstaatsreform könnte es noch 
einmal zu gravierenden Ände-
rungen im System kommen. Die 
Sozialstaatskommission hat-
te vorgeschlagen, Bürgergeld, 
Kinderzuschlag und Wohngeld 
künftig in einem einheitlichen 
System zusammenzuführen. 
Konkrete Pläne wurden dazu 
jedoch noch nicht vorgestellt. 

Auf www.sovd.de/wohngeld 
liefert der SoVD Antworten auf 
viele Fragen rund um das Thema 
Wohngeld. � Sebastian Triesch

Bauministerium muss sparen und kündigt „Neustrukturierung“ der Leistung an
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„Man denkt sich: Es geht doch“
Im Juni startet die Fußball-WM in Nordamerika und Mexiko. Der SoVD-Bundesjugendvorsitzende 

Tyll-Niklas Reinisch blickt hier auf seine Erfahrungen bei der EM 2024 in Deutschland zurück und 
erklärt, wie internationale Turniere als Beschleuniger für mehr Barrierefreiheit wirken. 

Große Turniere können Dinge 
möglich machen, für die Fans 
mit Behinderungen im Liga-All-
tag oft lange kämpfen. Das 
Hamburger Volksparkstadion 
hatte ich aus früheren Besuchen 
nicht gerade als Paradies für 
Rollstuhlfahrer*innen in Erinne-
rung: Plätze ohne klare Numme-
rierung, schwierige Sicht, keine 
vernünftige Einbindung von Be-
gleitpersonen sowie Toiletten, 
bei denen man nicht zu sehr 
ins Detail gehen möchte. Zur 
EM war plötzlich vieles anders: 
neue Rollstuhlplätze, klarere 
Wege, bessere Ausschilderung, 
neue sanitäre Infrastruktur. Man 
möchte fast sagen: Es geht doch.

Natürlich ist die UEFA nicht 
der Heilsbringer für Barriere-
freiheit. Aber wenn Fans jah-
relang Verbesserungspotenzial 
anmahnen, passiert oft wenig. 
Wenn dagegen ein internatio-
naler Verband Vorgaben macht, 
wird plötzlich gebaut, geplant 
und organisiert.

Besonders deutlich war das 
beim Finale in Berlin. Beim Ein-
lass war der Zugang für Roll-
stuhlfahrende durch ungeordne-
te Schlangen teilweise blockiert. 

Im Stadion selbst warteten dann 
aber fast perfekte Plätze: erhöht, 
mit hervorragender Sicht und 
mit verschiebbaren Sitzen für 
Begleitpersonen direkt hinter 
den Rollstuhlplätzen. 

Genau hier liegt für mich der 
Unterschied zwischen Turnier 
und Liga. Im Liga-Alltag wirkt 
Barrierefreiheit dagegen noch 
zu oft wie eine Sonderlösung: 
irgendwo ein Platz, irgendwo 
ein Formular, irgendwo eine Te-

lefonnummer. Ist man irgendwo 
neu, ist man eher verloren als 
wirklich willkommen. Beim in-
ternationalen Turnier wird Bar-
rierefreiheit stärker als Teil des 
Gesamterlebnisses verstanden. I

Für die WM wünsche ich mir 
genau das. Barrierefreiheit ist 
kein Zusatzprogramm, das ne-
benbei mitläuft. Sie gehört ins 
Zentrum eines Fußballfestes, 
das wirklich alle erreichen will.  

� Tyll-Niklas Reinisch

„Behindert nicht den Fußball“ über Unterschiede zwischen Liga-Alltag und Turnier

Tyll-Niklas Reinisch vor dem Volksparkstadion in Hamburg. Für 
Fans im Rollstuhl ist hier durch die EM vieles besser geworden. 

Der Betreiber einer Senio-
renresidenz in Rheinland-Pfalz 
empfing Programme per Satellit 
und übertrug sie zeitgleich, voll-
ständig und unverändert über 
sein hauseigenes Kabelnetz an 
die Anschlüsse in den Zimmern. 
Ohne eine Erlaubnis zur „öffent-
lichen Wiedergabe“ verletze das 
Urheberrechte, fand die Verwer-
tungsgesellschaft GEMA – und 
verklagte ihn auf Unterlassung. 

Der Fall landete in dritter Ins-
tanz vor dem Bundesgerichtshof. 
Dieser wandte sich an den Euro-
päischen Gerichtshof (EuGH). Er 
sollte klären, was eine „öffent-
liche Wiedergabe“ im Sinne der 
EU-Urheberrechtsrichtlinie ist. 
Dies hier sei jedenfalls keine, 
entschieden die Richter*innen in Luxemburg. Denn erstens sei 
Weiterleitung per internes Kabelnetz kein „spezifisches technisches 
Verfahren“, wie etwa Internet. Zweitens seien die Bewohner*innen 
kein „neues Publikum“, sondern bei der ersten Lizenz mitgedacht.

Das Europa-Urteil von Ende April setzt Maßstäbe zu derlei Fra-
gen, ist aber keine endgültige Entscheidung. Die müssen deutsche 
Gerichte nun nach den Vorgaben fällen (EuGH, Az.: C-127 / 24).� ele

Das höchste europäische Gericht wies die GEMA (Gesellschaft 
für musikalische Aufführungs- und mechanische Vervielfältigungs-
rechte) in ihre Schranken: Seniorenheime dürfen TV- und Radiopro-
gramme in Zimmer weiterleiten – ohne zusätzliche Lizenzgebühr.

TV schauen auf dem Zimmer ist 
keine öffentliche Aufführung.

Foto: josemiguelsangar / Adobe Stock

Fernsehen im Wohnheim

Urteil

Hitze ist in Deutschland das 
größte durch den Klimawan-
del bedingte Gesundheitsrisiko. 
Möglich sind etwa Kreislaufpro-
bleme, Dehydrierung, Schlaf-
störungen und Organschäden. 
Die Unterstützenden des Ak-
tionstages treten für bessere 
Schutzpolitik ein und informie-
ren. Auch der SoVD meint, viele 
wissen gar nicht genug über 
Risiken und richtiges Verhalten.

„Besonders gefährdet sind 
Ältere, Kinder, Menschen mit 
chronischen Erkrankungen oder 
Behinderungen. Für sie kann 
Hitze lebensbedrohlich sein“, so 
Vorstandsvorsitzende Michaela 
Engelmeier. Weitere Risikogrup-
pen sind im Freien Arbeitende, 
Ärmere, die oft in schlecht isolierten Wohnungen leben, und Ob-
dachlose. Aber auch viele andere haben im Sommer Probleme. 

Wer kann, sollte in den heißesten Stunden drinnen bleiben. 
Draußen sucht man den Schatten und trägt Kopfbedeckung, Son-
nenbrille und Sonnencreme. Der Impuls „Fenster auf!“ hat Tücken: 
tagsüber Jalousien zu, lieber nachts und früh morgens lüften, wenn 
es kühler ist. Und wichtig ist, mindestens zwei bis drei Liter Wasser 
zu trinken; über den Tag verteilt, nicht erst bei Durst, der schon 
Dehydrierung sein kann. In vielen Städten gibt es Trinkbrunnen und 
Schattenzonen. Doch der SoVD fordert flächendeckende, verbindli-
che Hitzeaktionspläne. Mehr unter: www.sovd.de/hitzeschutz.� ele

Hitzeschutz rettet Leben
SoVD beteiligt sich am Hitzeaktionstag am 11. Juni

Unter dem Motto „Gemeinsam für gesundheitlichen Hitzeschutz“ 
findet am 11. Juni der jährliche, bundesweite Hitzeaktionstag statt. 
Der SoVD ist seit Jahren offizieller Partner und appelliert an Poli-
tik, Verwaltung und Gesellschaft, die Gefahren ernster zu nehmen.

Fenster sollte man tagsüber ge-
gen Sonnenstrahlen abdecken.

Foto: Evgenij / Adobe Stock
Foto: Moon Safari / Adobe Stock

Wegen Blindheit keine Reha
Der Bundesgerichtshof (BGH) in Karlsruhe, das höchste deutsche Zivilgericht, befasste sich mit Be-

nachteiligung im Gesundheitssektor – an einem Beispiel: Darf eine Rehabilitationsklinik eine Patientin 
wegen einer Behinderung abweisen oder ist das diskriminierend? Der erhoffte Präzedenzfall blieb aus.

Eine Rehaklinik in Nordhes-
sen nahm 2023 eine blinde 
Frau aus dem Kreis Lippe in 
NRW nicht auf, als sie nach einer 
Knie-OP wie abgesprochen aus 
dem Krankenhaus dorthin kam. 
Grund war allein ihre Blindheit, 
so die heute 72-Jährige. Sie sei 
also wegen ihrer Behinderung 
diskriminiert worden. Darum 
klagte sie auf Entschädigung 
nach dem Allgemeinen Gleich-
behandlungsgesetz (AGG). Die 
bekommt sie nicht, entschied 
nach dem Amtsgericht Fritzlar 
und dem Hessischen Landge-
richt Kassel nun auch der BGH, 
wenn auch mit etwas anderer 
Begründung (Az.: III ZR 56 / 25).

Das AGG schützt seit 20 Jah-
ren vor Benachteiligung wegen 
ethnischer Herkunft, Alter, Ge-
schlecht, Behinderung, Religi-
on oder sexueller Identität. Es 
gilt etwa für Arbeit, Wohnen, 
Bildung – aber auch im Ge-
sundheitsbereich? Ist es auf 
medizinische Behandlungsver-
träge anwendbar? Das ist eine 

Grundsatzfrage. Die Vorinstan-
zen fanden das AGG hier nicht 
berührt. Denn es betreffe nur 
Massengeschäfte, eine Reha sei 
aber individuell zugeschnitten.

Hätte der BGH das anders ge-
sehen, wäre das wegweisend 
gewesen für viele andere Fälle. 
Doch die Richter*innen umgin-

gen diese Klärung. Hier sei es 
gar keine Diskriminierung, weil 
eine Klinik zwar nicht nur we-
gen der Behinderung abweisen 
dürfe, aber weil sie den Mehr-
aufwand nicht leisten und finan-
zieren kann. Für Barrierefreiheit 
sorgen müsse dann der Staat; 
mit Teilhabeleistungen.� ele

Klage vor dem BGH scheitert – Diskriminierung im Gesundheitswesen weiter unklar

Kein Einzelfall: Laut Antidiskriminierungsstelle des Bundes nennt 
in Umfragen jede*r Vierte Diskriminierung in Kliniken und Praxen.
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Grundsätzlich gilt: Wer Rente bezieht, ist steuerpflichtig. Eine 
Steuererklärung muss man allerdings erst dann abgeben, wenn 
die steuerpflichtigen Einkünfte höher sind als der Grundfreibetrag. 
Dieser beträgt für Alleinstehende aktuell 12.348 Euro, bei Verheira-
teten ist dieser mit 24.696 Euro doppelt so hoch. Zu den relevanten 
Einkünften zählen neben der Rente auch nebenberufliche Tätigkei-
ten sowie Mieteinnahmen oder Kapitalerträge. Gleichzeitig werden 
bestimmte Beträge abgezogen, etwa der Rentenfreibetrag. 

Um herauszufinden, ob man eine Steuererklärung abgeben 
muss, rät der Bundesverband Lohnsteuerhilfevereine dazu, das 
mit dem Online-Finanzamt Elster oder einem Steuerprogramm zu 
überprüfen. Hier werden alle Einnahmen und abziehbaren Beträge 
eingetragen. Übersteigt das zu versteuernde Einkommen dann den 
Grundfreibetrag, besteht eine Abgabepflicht.� jos / dpa

Wann gilt die Pflicht 
zur Steuererklärung?

Höhere Rente könnte Veränderungen zur Folge haben

Ab dem 1. Juli haben Rentner*innen durch die Anpassung ihrer 
Bezüge automatisch höhere Einkünfte. Überschreiten sie dadurch  
den Grundfreibetrag, kann das zur verpflichtenden Abgabe einer 
Steuererklärung führen. Darauf weist der Bundesverband Lohn-
steuerhilfevereine (BVL) hin.

Unterwegs mit dem Rollator

„So kenne ich dich gar nicht“

Im Alter oder bei körperlichen Einschränkungen hilft ein Rollator dabei, weiterhin mobil zu bleiben. 
Doch Vorsicht: Ein falscher Umgang mit der Gehhilfe kann gefährlich werden und in einem Sturz enden. 
Damit es nicht so weit kommt, sollte man einige wichtige Hinweise beachten.

Denkt man an die Auswirkungen eines Schlaganfalls, dann fallen einem halbseitige Lähmungen 
oder Bewegungsstörungen ein. Es gibt aber auch Folgen, die sich Außenstehenden nicht sofort zeigen. 
Dazu gehören etwa Gedächtnisprobleme, Schwierigkeiten beim Planen oder schlicht Erschöpfung. 
Für die Betroffenen selbst wie auch für deren Umfeld kann das herausfordernd sein.

Beim Kauf eines Rollators 
sollte man darauf achten, dass 
dieser den eigenen Bedürfnis-
sen und konkreten Einsatzbe-
dingungen möglichst gut ent-
spricht. Entscheidend für die 
Benutzung im Alltag ist neben 
der richtigen Griffhöhe eine 
aufrechte Körperhaltung. Bei 
dieser gilt es, sich nicht nach 
vorne zu beugen, sondern stets 
zwischen den Hinterrädern zu 
laufen. Das gewährt die größt-
mögliche Stabilität. Zudem 
bleibt man am besten immer 
bremsbereit.

Tipps für die Nutzung
in geschlossenen Räumen

Auch die Umgebung sollte 
man im Blick haben. Kommt 
der Rollator in Wohnung oder 
Haus zum Einsatz, sollte man 
Stolperfallen vorab beseitigen. 
Dafür empfiehlt es sich, lose 
Teppichkanten festzukleben und 
Türschwellen mit kleinen Ram-
pen auszugleichen sowie Möbel 
gegebenenfalls umzustellen.

Nicht selten fällt nach einem 
überstandenen Schlaganfall 
der Satz: „Du bist nicht mehr wie 
früher, ich kenne dich doch ganz 
anders!“ Diese wahrgenom-
mene Veränderung sei jedoch 
keine Frage von mangelnder 
Selbstdisziplin, sondern habe 
reale neurobiologische Ursa-
chen. Darauf weist die Neuro-
psychologin Caroline Kuhn von 
der Universität des Saarlandes 
hin. Die Folgen eines Schlagan-
falls, so Kuhn, hingen davon ab, 
welche Hirnregionen zeitweise 
nicht mehr durchblutet und so-
mit von der Sauerstoffversor-
gung abgeschnitten waren. 

Mit der Zeit können sich 
Verbesserungen einstellen

Veränderungen im Denken 
und Fühlen sind für Betroffene 
eine große Belastung. Grund-
sätzlich besteht jedoch Hoff-
nung, dass sich die neuropsy-
chologischen Probleme mit der 
Zeit abschwächen, selbst wenn 
der Schlaganfall schon länger 
zurückliegt. Carolin Kuhn macht 
Mut: „Auch wenn es sich zu Be-
ginn oft anders anfühlt: Vieles 

Mit kritischen Situationen
vorab vertraut machen

Ist man mit dem Rollator 
draußen unterwegs, muss man 
in der Lage sein, Bordsteine 
zu überwinden, durch Türen zu 
gehen sowie in Bus oder Bahn 
einzusteigen. All das sollte man 
unbedingt üben. Spezielle Trai-

verbessert sich über Jahre hin-
weg, ohne dass Betroffene die 
Fortschritte sofort bemerken.“

Im Umgang mit Betroffenen
am besten geduldig bleiben

Viele Betroffene machen die 
Erfahrung, dass ihr Umfeld mit 
Unverständnis auf derartige 
Störungen reagiert. Die Stiftung 
Deutsche Schlaganfall-Hilfe rät 
daher, etwaige Beobachtungen 

nings bieten zu diesem Zweck 
unter anderem Kliniken, Polizei 
oder auch Verkehrsbetriebe an. 
Hierzu, wie übrigens auch zur 
Frage, inwieweit die Nutzung 
eines Rollators im individuellen 
Fall überhaupt angeraten ist, 
sollte man sich vorab ärztlichen 
Rat einholen.� jos / dpa

möglichst sachlich zu schildern, 
etwa: „Mir fällt auf, dass du 
nach 15 Minuten müde wirst.“ 
Vermeiden sollte man dagegen 
bewertende Sätze wie: „Reiß 
dich doch mal zusammen!“.

Zudem können emotionale 
Veränderungen zu einer er-
höhten Reizbarkeit führen. Au-
ßenstehende sollten das nicht 
persönlich nehmen, sondern 
Geduld zeigen.� jos / dpa

Mit diesen Tipps lassen sich Unfälle weitestgehend vermeiden

Bestimmte Folgen eines Schlaganfalls bleiben von außen unsichtbar

Ein sogenanntes Rollator-Training kann dabei helfen, Hürden im 
Alltag erfolgreich zu überwinden.

Verhalten sich nahestehende Personen nach einem Schlaganfall 
anders als vorher, sollte man darauf verständnisvoll reagieren.

Foto: P. Qvist / Adobe Stock

Foto: fizkes / Adobe Stock

Wahltarife sind freiwillige 
Zusatzverträge, die über die 
üblichen Kassenleistungen hi-
nausgehen oder eine Beitrags-
rückerstattung versprechen. Die-
se gibt es in der Regel allerdings 
nur, wenn Versicherte in einem 
bestimmten Zeitraum keine 
oder kaum medizinische Leis-
tungen in Anspruch genomen 
haben. Der Gesetzgeber wollte 
dadurch unter anderem Anreize 
für mehr Wettbewerb unter den 
Krankenkassen schaffen.

Weit verbreitet sind Haus-
arzttarife. Bei diesen suchen 
Versicherte immer zunächst die 
hausärztliche Praxis auf, um sich 
dort behandeln oder gegebe-
nenfalls überweisen zu lassen. 
Auf diesem Weg können gerade 
ältere Patient*innen mit mehreren, oft chronischen Erkrankungen 
eine bessere Versorgung erhalten, weil ihre Behandlung abge-
stimmt erfolgt.

Bei der Beitragsrückerstattung, die bei manchen Kassen auch 
unter dem Stichwort Prämientarif läuft, bekommen Versicherte 
dagegegen Geld von ihrer Krankenkasse zurück, wenn sie ein Jahr 
lang keine Leistungen in Anspruch genommen haben, Vorsorge-
untersuchungen sind davon ausgenommen. Diese „Wette auf die 
eigene Gesundheit“ lohnt sich in erster Linie für junge, gesunde 
Menschen. Generell wiegt der finanzielle Vorteil aber kaum eine 
möglicherweise übersehene Erkrankung auf.

Das größte Sparpotenzial besteht derzeit wohl im Wechsel der 
Krankenkasse. Zum einen sind rund 95 Prozent aller Leistungen in 
der gesetzlichen Krankenversicherung gleich geregelt; zum ande-
ren lassen sich die Beiträge der jeweiligen Anbieter im Internet ein-
fach vergleichen. Doch auch dabei sollte man freiwillige Leistungen 
der Kasse im Blick haben, zum Beispiel die Kostenübernahme bei 
einer professionellen Zahnreinigung (Prophylaxe) oder einer osteo-
pathischen Behandlung.� jos / dpa

Wahltarife sind nicht 
in jedem Fall sinnvoll

Krankenkassen bieten verschiedene Zusatzverträge an

Wahltarife innerhalb der gesetzlichen Krankenversicherung ver-
sprechen eine bessere Versorgung oder stellen Rückzahlungen in 
Aussicht. Das klingt angesichts steigender Krankenkassenbeiträge 
verlockend. Doch lohnen sich derartige Angebote wirklich oder 
stellen sie gar ein Risiko für die Gesundheit dar?

Manche Krankenkassen zahlen 
eine Zahnreinigung – ein klarer 
Wettbewerbsvorteil.

Foto: coldwaterman / Adobe Stock
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ME / CFS ist eine schwere 
neuroimmunologische Erkran-
kung, die dafür sorgt, dass bei 
Betroffenen bereits leichte kör-
perliche oder geistige Anstren-
gungen zu einer massiven und 
lang anhaltenden Verschlech-
terung der Gesundheit führen. 
Die Folge: Erkrankte können 
ihre Wohnung oft nicht mehr 
verlassen und müssen in völlig 
abgedunkelten Räumen liegen. 
„Obwohl mehr als eine halbe 
Million Menschen an ME / CFS 
leiden und die Einschränkun-
gen wirklich dramatisch sind, 
wird ihnen an vielen Stellen 
die notwendige Unterstützung 
verwehrt. Gerade die Politik 
ignoriert die Patient*innen“, 
beschreibt Dirk Swinke, Vor-
standsvorsitzender des SoVD 
in Niedersachsen, die derzeiti-
ge Situation. Er macht darauf 
aufmerksam, dass spezialisierte 
Ambulanzen in Niedersachsen – 
etwa an der Medizinischen 
Hochschule in Hannover oder 
an der Uniklinik in Göttingen – 
hoffnungslos überlaufen sind 
und mit Finanzierungsproble-
men zu kämpfen haben. 

„In unserer Beratung wird vor 
allem deutlich, dass sich viele 
Ärzt*innen und Behörden mit 
dem Krankheitsbild überhaupt 
nicht auskennen. Das führt 
dazu, dass Betroffene mit ihren 
Symptomen nicht ernstgenom-
men und Leistungen wie eine 
Erwerbsminderungsrente oder 
ein Pflegegrad abgelehnt wer-
den“, kritisiert Swinke. Deshalb 
fordert der SoVD mehr Geld für 
die weitere Erforschung von 
ME / CFS und eine bessere Ver-
sorgungsstrategie. Vor allem 
müssten aber Ärzt*innen für die 
Krankheit sensibilisiert werden. 
„Die Betroffenen dürfen nicht 
länger unsichtbar bleiben“, be-
tont der Vorstandsvorsitzende.

SoVD wirkt bei Kundgebung 
in Hannover mit

Rund um den internationalen 
ME / CFS-Tag fanden bundes-
weit Aktionen statt, um auf die 
schwere Multisystem-Erkran-
kung aufmerksam zu machen. Da 
viele Betroffene das Bett kaum 
verlassen können, demonstrier-
ten Erkrankte, Angehörige und 
Unterstützer*innen liegend.

In Hannover beteiligte sich der 
SoVD-Ortsverband Hannover-
Mitte mit einigen Mitgliedern 
aus den Ortsverbänden Han-
nover-Süd und -Linden an der 
Liegend-Demo vor dem Neuen 
Rathaus. Organisiert wurde die-
se Aktion von der Lost Voices 
Stiftung um Nicole Krüger und 
vom Verein ME / CFS und PAIVS 
Hilfe e. V. um Jochen Stiepel. 
Über 350 Liegende waren vor 
Ort und außerdem rund 100 
Besucher*innen, die mit Interes-
se die Kundgebung verfolgten.

Ingrid Beyer, Vorsitzende des 
SoVD in Hannover-Mitte, hat 
seit über zehn Jahren Kontakt 
zu Nicole Krüger. Dadurch habe 
sie sich schon vor längerer Zeit 
intensiver mit dem Krankheits-
bild des Fatigue-Syndroms be-

schäftigt, erzählt sie. „Dann kam 
die Corona-Pandemie. Während 
der Zeit habe ich die Entwick-
lung von Post- und Long-Covid 
sowie Post-Vac sehr aufmerk-
sam und – wie viele andere 
auch – mit großer Sorge ver-
folgt“, so Beyer. Auch heute sei 
die Versorgung noch desolat, 
sagt die SoVD-Engagierte und 
ergänzt: „Darum war es mir ein 
Herzensanliegen, diese Kund-
gebung zu unterstützen.“ 

Für die Kundgebung besorg-
ten die SoVD-Ehrenamtlichen 
rote Isomatten und legten da-
rauf Plakate mit authentischen 
Biografien von Betroffenen.  „Hil-
fe für diese Texte bekamen wir 
von Nicole Krüger und Jochen 
Stiepel, die die Betroffenen und 
die Probleme kennen“, erzählt 
Beyer. Für einige habe man vor 
Ort noch persönliche Plakate 
geschrieben. So etwa „für eine 
kleine Gruppe aus Linden, die 
für eine erkrankte Freundin 
dort war, und für einen jungen 
Mann, dessen Stiefmutter be-
troffen ist“. In ihrer Rede auf der 
Kundgebung stellte Beyer auch 
die Unterstützung vor, die der 
SoVD Betroffenen geben kann. 

Aus dem hannoverschen SoVD- 
Beratungszentrum war die So-
zialrechtsexpertin Deborah 
Schoppe vor Ort. Gemeinsam 
mit den ehrenamtlich Enga-
gierten führte sie am SoVD-
Stand Gespräche mit Betroffe-
nen und Angehörigen. 

SoVD-Ehrenamtliche bei 
Liegend-Demo in Nordhorn

Auch in Nordhorn fand eine 
Liegend-Demo statt, um auf die 
Situation der ME / CFS-Betrof-
fenen aufmerksam zu machen. 
Etwa 100 Personen nahmen 
daran teil, außerdem besuchten 
weitere rund 100 Interessier-
te die Veranstaltung, berichtet 
Thomas Lehre, Vorsitzender 
des SoVD-Kreisverbandes Graf-
schaft Bentheim. Lehre und 
weitere Engagierte aus seinem 
Kreisverband sowie aus dem 
SoVD in Nordhorn beteiligten 
sich kurzfristig an der Veran-
staltung, nachdem sie von den 
Initiator*innen angesprochen 
worden waren. Laut Lehre sei es 
auch enorm wichtig, die Gesell-
schaft über die Erkrankung und 
ihre Folgen besser aufzuklären 
und Verständnis zu fördern. Sehr 

bewegend sei auf der Demo 
unter anderem ein Gespräch 
mit einer erkrankten Schülerin 
im Teenageralter gewesen: „Sie 
hat erzählt, dass sie teilweise so 
schwach ist, dass sie morgens 
nicht aus dem Bett kommt. So 
kann sie nicht zur Schule ge-
hen und hat entsprechend viele 
Fehlzeiten. Die Schule schaltet 
dann aber das Jugendamt ein 
und die schicken Leute los, die 
wiederum bei den Eltern vor der 
Tür stehen, weil Schulpflicht be-
steht.“ Betroffene haben im All-
tag kaum Energie, um einfache 
Alltagstätigkeiten durchzufüh-
ren. Somit seien bürokratische 
Hürden und Probleme wegen 
Unverständnis in der Gesell-
schaft zusätzlich sehr belastend, 
so Lehre. Die SoVD-Engagierten 
hoffen, dass Aktionen wie die 
Liegend-Demos dazu beitragen, 
die Öffentlichkeit und Politik zu 
sensibilisieren und die Versor-
gung zu verbessern.

Für weitere Infos: In einer 
Folge des SoVD-Podcasts „Kein 
Ponyhof“ erzählt eine an ME /
CFS-Erkrankte von ihrem Kampf 
um einen Grad der Behinderung: 
https://youtu.be/aAfeDWoqeTw.

ME / CFS: Betroffene endlich sichtbar machen
Über 600.000 Betroffene und eine trotzdem katastrophale Versorgung: So sieht die Situation derjenigen aus, die an der Krankheit ME / CFS (Myalgische Enzephalo-

myelitis / Chronisches Fatigue-Syndrom) leiden. Oft können sie das Haus nicht mehr verlassen und die entsprechende medizinische Unterstützung fehlt. Anlässlich des 
„Internationalen ME / CFS-Tages“ am 12. Mai fordert der SoVD in Niedersachsen von der Landesregierung dringend Maßnahmen, damit Patient*innen endlich ernstge-
nommen werden. In Nordhorn und Hannover beteiligten sich SoVD-Ehrenamtliche an Liegend-Demonstrationen und tauschten sich mit Betroffenen und Angehörigen aus.

Niedersachsen

Rund 350 Personen beteiligten sich an der Liegend-Demo auf dem 
Platz der Menschenrechte in Hannover.

Foto: Nancy Widmann

Viele Demonstrierende in Nordhorn nahmen für Angehörige teil, 
die selbst nicht genug Energie hatten, um zu kommen.

Foto: Thomas Lehre

SoVD-Engagierte schrieben für 
die Kundgebung Perspektiven 
von Betroffenen auf Plakate.

Foto: Bianka Bradler

Thomas Lehre, Vorsitzender des SoVD in der Grafschaft Bentheim, 
und Arnold Bartels, Vorsitzender des SoVD in Nordhorn, beteiligten 
sich mit anderen SoVD-Engagierten an der Liegend-Demo.

Foto: Thomas Lehre

Ingrid Beyer informierte in ihrer 
Rede über Unterstützungsange-
bote des SoVD für Betroffene.

Foto: Bianka Bradler

Ein junger Mann kam für eine 
Betroffene zur Kundgebung, die 
selbst zu schwach dafür war.

Foto: Ingrid Beyer
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https://www.youtube.com/watch?v=aAfeDWoqeTw
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